
Entwicklung, insbesondere seit dem Inkrafttreten der 
ersten Verordnung zum Schutze der Arbeitskraft vom
25. Oktober 1951 (GBl. S. 957 ff.). Das Gesetzbuch der Ar­
beit vom 12. April 1961 (GBl. I S. 27) verpflichtete in 
seiner bis zum 23. November 1966 gültigen Fassung 
des § 91 Abs. 1 die für den Gesundheits- und Arbeits­
schutz Verantwortlichen, Betriebsanlagen u. a. so zu 
projektieren, zu konstruieren, herzustellen, zu errich­
ten, zu unterhalten und instand zu setzen, daß sie eine 
hohe Sicherheit gewährleisten und körperlich schwere 
sowie gesundheitsgefährdende Arbeiten weitgehend 
einschränken. Die Verantwortung hierfür obliegt im 
Gegensatz zur Auffassung des Kreisgerichts, wie das 
Bezirksgericht richtig festgestellt hat, nicht nur dem für 
die Schutzgüte zuständigen Projektanten, Konstrukteur 
oder Herstellerbetrieb von Produktionsanlagen. Für die 
Gewährleistung der Arbeitssicherheit durch objek­
tiv wirksame Mittel und für die sicherheitstechnisch 
mögliche Ausrüstung der Produktionsanlagen tragen 
die Arbeitsschutzverantwortlichen der Produktionsbe­
triebe gleichermaßen die Verantwortung. Diese Verant­
wortung ergibt sich aus §§ 8 und 9 der ASchVO.
Nach § 8 ASchVO hat der Betriebsleiter — und in sei­
nem Verantwortungsbereich der jeweilige leitende Mit­
arbeiter — insbesondere zu sichern, daß die Unfallge­
fahren entsprechend dem Stand der technischen und 
ökonomischen Entwicklung beseitigt bzw. gemindert 
werden. Zu diesem Zweck haben die Verantwortlichen 
die Pflicht, die Arbeitssicherheit der Betriebsstätten, 
Betriebsanlagen und Einrichtungen in den erforderli­
chen Zeitabständen zu überprüfen sowie Mängel in der 
Arbeitssicherheit unverzüglich beseitigen zu lassen (§ 8 
Abs. 2 Buchst, b ASchVO). Darüber hinaus macht § 9 
ASchVO dem Betriebsleiter u. a. zur Pflicht, die Ursa­
chen von Arbeitsgefahren und Arbeitserschwernissen 
weitgehend zu beseitigen und in erster Linie die Ar­
beitsmittel mit zusätzlichen technischen Mitteln zur Ge­
währleistung der Arbeitssicherheit bzw. -erledchterung 
zu versehen. Soweit eine Gesundheitsgefahr durch ob­
jektiv wirksame Mittel, also durch Verbesserung der 
Sicherheitstechnik entsprechend dem Stand der techni­
schen Erkenntnisse und ökonomischen Möglichkeiten, 
beseitigt werden kann, sind die Betriebsleiter und lei­
tenden Mitarbeiter vorrangig hierzu verpflichtet. Das 
gilt insbesondere dann, wenn die Beachtung der Be­
stimmungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes zu­
sätzliche Anforderungen an die Werktätigen stellt. Un­
ter diesem Gesichtspunkt hätten die Instanzgerichte das 
Ergebnis der Beweisaufnahme würdigen müssen.
Nach den Feststellungen des Kreisgerichts ist nach dem 
Unfall vom Herstellerbetrieb der Anlage eine Schutz­
vorrichtung für die Entstaubungsanlage konstruiert 
worden, die mit einer Schaltung verbunden ist. Diese 
Schutzvorrichtung schließt nach den Feststellungen des 
Kreisgerichts mit absoluter Sicherheit aus, daß an der 
laufenden Welle gearbeitet wird. Damit ist der Beweis 
erbracht, daß ein für die Werktätigen der Entstau­
bungsanlage gefahrloses Arbeiten ohne zusätzliche An­
forderungen an sie möglich war. Die Verständigung 
eines Elektrikers, das Ziehen der Sicherungen für die 
Nockenwelle an der-Schaltsäule usw. unter Beachtung 
des § 6 der ASAO 541 hätten zusätzliche Anforderun­
gen für die an der Entstaubungsanlage beschäftigten 
Werktätigen und den Elektriker dargestellt.
Hinsichtlich des Angeklagten S. hat das Kreisgericht 
die Verantwortung für den Gesundheits- und Arbeits­
schutz gemäß §§ 8, 18 ASchVO zutreffend bejaht. Der 
Angeklagte war auf Grund seiner Stellung als techni­
scher Leiter und auf Grund seines Funktionsplanes für 
die technische Ausrüstung des Betriebsabschnitts ver­
antwortlich. Ihm oblag insbesondere die Verantwor­
tung für die Weiterentwicklung der technischen Aus­

rüstung unter Beachtung der Erfordernisse des Arbeits­
schutzes und der technischen Sicherheit. Aus dieser 
Verantwortung ergaben sich für ihn unter Beachtung 
der vorstehenden Ausführungen konkrete Rechtspflich- 
ten, nachdem er durch den Angeklagten R. von den For­
derungen der Mitglieder der Transportbrigade auf An­
bringen von Notschaltern mit Reißleinen an der Ent­
staubungsanlage erfahren hatte, nämlich dafür zu sor­
gen, daß die Entstaubungsanlage in einen solchen Zu­
stand versetzt wurde, daß sie in objektiver Hinsicht 
den Erfordernissen der §§ 1 und 6 der ASAO 541 ent­
sprach und die Arbeitssicherheit ohne zusätzliche An­
forderungen an die Werktätigen gewährleistete. Dabei 
kann es nicht darauf ankommen, daß der Vorschlag der 
Werktätigen keinen zuverlässigen Schutz vor Gefahren 
geboten und außerdem gegen den § 6 der ASAO 541 
verstoßen hätte.
Der Angeklagte R. hat dem Angeklagten S. den Auf­
trag erteilt, zu prüfen, inwieweit der Vorschlag reali­
sierbar war. Das hätte für S. Veranlassung sein müssen, 
sich eingehend mit der Sicherheitstechnik der Anlage 
zu beschäftigen und von sich aus eine ähnliche Vorrich­
tung, wie sie nach dem Unfall konstruiert wurde, an 
der Entstaubungsanlage anzubringen. Dies war eine 
persönliche und unteilbare Pflicht; eine Weiterleitung 
des Auftrags an die Angeklagte B. entband ihn nicht 
von seiner ihm insoweit obliegenden Verantwortung. 
Diese dem Angeklagten S. obliegende Rechtspflicht hat 
er unbewußt schuldhaft verletzt. Er hat sich nicht mit 
dem Inhalt der ihm nach § 91 Abs. 1 GBA, §§ 8 und 9 
ASchVO in Verbindung mit §§ 1 und 6 der ASAO 541 
obliegenden Verantwortung vertraut gemacht. Auf 
Grund seiner Qualifikation als Ingenieur für Maschinen­
technik, seiner Tätigkeit als Assistent im Zementanla­
genbau, seiner Funktion als technischer Leiter und der 
damit verbundenen Arbeitserfahrungen hatte er die Fä­
higkeit und Möglichkeit, sich diese ihm obliegende Ver­
antwortung bewußt zu machen und sein Handeln da­
nach zu bestimmen.
Diese Pflichtverletzung war entgegen der Auffassung 
des Kreisgerichts mitursächlich für das Weiterbestehen 
der Gefahrensituation an der Entstaubungsanlage und 
für den Tod der Verunglückten C. Eine den Erforder­
nissen der §§ 1 und 6 ASAO 541 entsprechende Ver­
besserung der Sicherheitstechnik an dieser Anlage war 
ohne besondere Schwierigkeiten möglich, da im Prinzip 
ähnliche Vorrichtungen seit Jahrzehnten in anderen Be­
reichen mit Erfolg angewandt werden (z. B. bei elek­
trischen Wäschemangeln).
Soweit das Kreisgericht eine strafrechtliche Verant­
wortlichkeit des Angeklagten S. deswegen verneint, 
weil die technische Sicherheit der Anlage unter der Vor­
aussetzung, daß § 6 der ASAO 541 von den Werktätigen 
eingehalten wurde, gewährleistet war, hat es nicht er­
kannt, daß das Einhalten des § 6 der ASAO 541 beson­
dere Anforderungen an die an der Entstaubungsanlage 
beschäftigten Werktätigen stellte, die durch zusätzliche 
technische Mittel der Anlage beseitigt werden mußten 
(§ 9 ASchVO). Im Gegensatz zur Auffassung des Kas­
sationsantrags ist dem Kreisgericht jedoch darin zuzu­
stimmen, daß der Angeklagte S. für die Arbeitsweise 
der Staubfilterwarte nicht verantwortlich war, da diese 
ihm als technischem Leiter nicht unterstanden.
Der Angeklagte R. war auf Grund seiner Stellung als 
Betriebsabschnittsleiter für die Einhaltung der Bestim­
mungen des Arbeitsschutzes und der technischen Si­
cherheit auf Grund des Gesetzbuches der Arbeit und 
der Arbeitsordnung des VEB Z. in dem von ihm gelei­
teten Bereich gemäß §§ 8, 18 ASchVO verantwortlich. 
Seine Verantwortung erstreckte sich gleichfalls auf die 
vorrangige Gewährleistung der Arbeitssicherheit durch 
objektiv wirksame Mittel. Aus dieser Verantwortung
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